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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Prof. Dr. Winfried Bausback, 
Alexander König, Tobias Reiß, Tanja Schorer-Dremel, Petra Guttenberger und 
Fraktion (CSU), 

Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Gülseren Demirel, Thomas Gehring, Eva 
Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN), 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred 
Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER), 

Horst Arnold, Klaus Adelt, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Markus Rinders-
pacher, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild und Fraktion (SPD), 

Martin Hagen, Julika Sandt, Alexander Muthmann, Matthias Fischbach und Frak-
tion (FDP) 

Drs. 18/1482, 18/1966 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Abgeordnetengesetzes 

§ 1 
 

Das Bayerische Abgeordnetengesetz (BayAbgG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 6. März 1996 (GVBl. S. 82, BayRS 1100-1-I), das zuletzt durch § 1 Abs. 3 
der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird gestrichen. 

2. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Sie beträgt je Monat 8.183 Euro.“ 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Die Entschädigungen nach den Abs. 1 und 2 werden zum 1. Juli 2019, 
1. Juli 2020, 1. Juli 2021, 1. Juli 2022 und zum 1. Juli 2023 an die Einkommens-
entwicklung angepasst, die jeweils vom 3. Quartal des abgelaufenen Jahres 
gegenüber dem 3. Quartal des vorangegangenen Jahres eingetreten ist. 2Maß-
stab für die Anpassung ist der Index der durchschnittlichen Bruttomonatsver-
dienste ohne Sonderzahlungen in Bayern. 3Die prozentuale Veränderung des 
Index teilt das Landesamt für Statistik bis 1. März eines Jahres dem Präsidenten 
mit. 4Dieser veröffentlicht den neuen Betrag der Entschädigung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt.“ 
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3. Art. 6 wird wie folgt geändert:  

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „3.282 Euro“ durch die Wörter „3.453 Euro“ 
ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Zur Mandatsausstattung gehören auch 

a) die Benutzung der Fernsprechanlagen im Parlamentsgebäude und die In-
anspruchnahme sonstiger Sachleistungen des Bayerischen Landtags in 
Ausübung des Mandats, 

b) die Benutzung des öffentlichen Personennahverkehrs im Stadtgebiet Mün-
chens, 

c) die Inanspruchnahme der Fahrbereitschaft des Landtags im Rahmen ihrer 
vorhandenen Verfügbarkeit,  

d) die Nutzung des vom Bayerischen Landtag zur Verfügung gestellten siche-
ren Cloud-Dienstes, unter Anrechnung eines in den gesondert durch das 
Präsidium erlassenen Ausführungsbestimmungen festgelegten Betrags auf 
die in Abs. 4 geregelte Pauschale.“ 

4. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Satz 1. 

b) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

 „2Eine Nutzung der Mandatsausstattung nach Art. 6 Abs. 3 Buchst. d ist im Hin-
blick auf vorstehenden Satz 1 ausschließlich ohne eine pauschalierte Erstattung 
der laufenden Kosten über Art. 6 Abs. 3 Buchst. d und Abs. 4 möglich; das Mit-
glied des Bayerischen Landtags muss die entstehenden Kosten aus eigenen 
Mitteln begleichen.“ 

5. In Art. 17 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „acht“ durch das Wort „zehn“ ersetzt. 

6. Art. 20 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 „2Als Zuschuss ist die Hälfte des aus eigenen Mitteln geleisteten Krankenversi-
cherungsbeitrags, höchstens jedoch die Hälfte des sich aus § 243 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch ergebenden Höchstbeitrags zuzüglich der Hälfte des 
kassenindividuellen Zusatzbeitrags zu zahlen.“ 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

 „3Bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen Versicherte erhalten 
als Zuschuss die Hälfte des aus eigenen Mitteln geleisteten Krankenversiche-
rungsbeitrags, höchstens jedoch die Hälfte des sich aus § 243 des Fünften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ergebenden Höchstbeitrags zuzüglich der Hälfte des 
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a des Fünften Buches So-
zialgesetzbuch.“ 

7. Art. 22 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Entsprechendes gilt für Renten im Sinn des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 5 
des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes mit Ausnahme von Renten aus 
einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 Abs. 2 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch; Art. 85 Abs. 3, 5 und 7 des Bayerischen Beamten-
versorgungsgesetzes sind sinngemäß anzuwenden.“ 

b) Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Entsprechendes gilt beim Bezug von Renten im Sinn des Art. 85 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1 bis 5 des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes mit Ausnahme von 
Renten aus einer freiwilligen Pflichtversicherung auf Antrag gemäß § 4 Abs. 2 
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch; Art. 85 Abs. 3 bis 7 des Bayerischen 
Beamtenversorgungsgesetzes sind sinngemäß anzuwenden.“ 
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c) Abs. 7 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 „4Bei der Anrechnung von Versorgungsbezügen oder Renten nach den Abs. 2 
und 4 bleibt eine auf Grund des Versorgungsausgleichs vorgenommene Erhö-
hung oder Kürzung der Versorgungsbezüge oder Renten unberücksichtigt.“ 

 
§ 2 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2019 in Kraft.  

(2) Abweichend von Abs. 1 tritt § 1 Nr. 6 mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in Kraft. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Karl Freller 

I. Vizepräsident 


